 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RS/7100076/2026

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht fasst dur ch die Richterin MMag. Elisabeth Brunner Uber die
Beschwerde vom 29.4.2026 des H***R*** vertreten durch Forvis Mazars Business Services
GmbH Steuerberatungsgesellschaft, Karntner Ring 5-7, 1010 Wien, wegen behaupteter
Verletzung der Entscheidungspflicht durch das Finanzamt Osterreich betreffend
Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2024, Steuernummer xx xxx/xxxx den
Beschluss:

Das Saumnisbeschwerdeverfahren wird eingestellt.
Die ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art 133 Abs 4 B-VGist nicht

zulassig.

Begriindung

Der Beschwerdefiihrer hat mit Eingabe vom 29.4.2026, eingelangt am 8.5.2026, gemaR § 284
Abs 1 BAO eine Saumnisbeschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch das

Finanzamt Osterreich betreffend Einkommensteuer fiir das Jahr 2024 (iber erhoben.

Dem Finanzamt wurde mit Beschluss des Bundesfinanzgerichts gemaR § 284 Abs 2 BAO
aufgetragen, bis spatestens 8.8.2026 den saumigen Bescheid zu erlassen und eine Abschrift der
Entscheidung vorzulegen oder anzugeben, warum eine Verletzung der Pflicht zur Erlassung des

Bescheides nicht oder nicht mehr vorliegt.
Das Finanzamt hat mit Datum vom 26.5.2026 den Bescheid erlassen.

Dieser Bescheid (Einkommensteuer 2024) wurde dem Beschwerdefiihrer am 26.5.2026 Uber
FinanzOnline zugestellt (Databox).

Gemal § 284 Abs 2 BAO ist das Verfahren einzustellen, wenn der Bescheid erlassen wird oder
wenn er vor Einleitung des Verfahrens erlassen wurde.

Da der Einkommensteuerbescheid 2024 erlassen wurde, ist das SGumnisbeschwerdeverfahren

einzustellen.
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Zur Unzul3ssigkei t der Revision:

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig , wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
der Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die Rechtsfolge der Einstellung des Verfahrens ergibt sich unmittelbar aus § 284 Abs 2 BAO. Es
liegt daher keine Rechtsfrage vor, der grundsatzliche Bedeutung zukommt.
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Wien, am 27. Mai 2026

3von3



	Begründung

